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Nr. 348. 
Ubootsamt im Reichs⸗Marine⸗Amt. 


Ich beſtimme: Für die Dauer des Krieges wird im Reichs⸗Marine⸗Amt ein neues Departement 
gebildet, welches die Bezeichnung Übootsamt führt. Dasſelbe bearbeitet lediglich Angelegenheiten 
des Übootsweſens, ſoweit ſolche bisher im Werftdepartement bearbeitet worden ſind. Die 
Übootsinſpektion wird in allen Fragen, welche vom Reichs⸗Marinc⸗Amt reſſortieren, dem Uboots⸗ 
amt unterſtellt. Sie haben hiernach das Weitere zu veranlaſſen, erforderlich werdende Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu treffen und den Zeitpunkt der Bildung des Ubootsamts zu beſtimmen. 


Großes Hauptquartier, den 5. Dezember 1917. 
Wilhelm. 


In Vertretung des Reichskanzlers. 


m g v. Capelle. 
An den Reichskanzler (Neichs-Marine-Amt). 


Berlin, den 10. Dezember 1917. 
Vorſtehende Allerhöchſte Ordre wird mit folgendem zur Kenntnis der Marine gebracht 
und vorläufig folgendes beſtimmt: 

1. Es treten vom Werftdepartement des Reichs-Marine-Amts zum Ubootsamt: 

a) die Abteilung für Übootsweſen, 

b) die iel r der Werftverwaltungsabteilung, 

c) das Dezernat ür Geldbeſchaffung in Übootsangelegenheiten, 

d) die Fabrikenabteilung in allen Ubootsangelegenheiten, 

e) die Abteilung für Torpedoweſen in allen Angelegenheiten der Ubootsarmierung, 

welche die Fertigſtellung von U. Torpedos und Rohren betreffen. 
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.. Alle grundſätzlichen Schreiben in Ubootsfachen gehen an die Adreſſe des Staats- 
ſekretärs des Reichs⸗Marine⸗Amts und werden für das Übootsamt ausgezeichnet. Alle übrigen 
Schreiben find unmittelbar an das Übootsamt zu richten. Das Ubootsamt verkehrt in An⸗ 
gelegenheiten nicht grundſätzlicher Art mit allen Stellen der Marine unmittelbar. 

3. Angelegenheiten ſpezialtechniſcher Art, die auf dem Gebiete des Waffen⸗ und Kompaß⸗ 
weſens uſw. liegen, werden nach wie vor vom Übootsamt an die zuſtändigen Departements des 
Reichs⸗Marine⸗Amts zur Bearbeitung abgegeben. Derartige Schreiben werden in das Eingangs- 
tagebuch der bearbeitenden Stelle eingetragen, ſind jedoch im Verkehr mit den außerhalb des 
99 2105 ſtehenden Stellen durch Vorſetzen der Buchſtaben UB vor die Tagebuchnummer kenntlich 
zu machen. 

Die Neuorganiſation iſt am 11. Dezember 1917 in Kraft getreten. 


: Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
M. 7319. v. Capelle. 


N Nr. 349. 
Beſtimmungen über die Dienſtverhältniſſe und die Ergänzung 
des Marine⸗Ingenieurkorps. 


Berlin, den 3. Dezember 1917. 


Seine Majeſtät der Kaiſer haben zu genehmigen geruht, daß die Beſtimmungen über die 
Dienitverhältniffe und die Ergänzung des Marine ⸗Ingenieurkorps geändert werden. 
Ein Neudruck der Anlage 8 der „Organiſatoriſchen Beſtimmungen für das 
Perſonal des Soldatenſtandes der Kaiſerlichen Marine“, in dem dieſe Anderungen 
berückſichtigt ſind, wird bei der nächſten Ausgabe von Deckblättern den Dienſtſtellen zugehen. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
A. Id. 13932. v. Capelle. 


5 Nr. 350. 
Beantwortung von Anfragen, Wünſchen und Beſchwerden ſeitens Abgeordneter. 
Berlin, den 4. Dezember 1917. 


Anfragen, Wünſche und Beſchwerden von Abgeordneten (Mitgliedern des Reichstags oder eines 
Landtages), die einzelnen Dienſtſtellen etwa unmittelbar zugehen, ſind von dieſen nicht zu be⸗ 
antworten, ſondern nach Aufklärung mit einer Stellungnahme dem Staatsſekretär des Reichs⸗ 
Marine⸗Amts als der für den Verkehr mit Abgeordneten zuſtändigen Stelle — gegebenenfalls auf 
dem Dienſtwege — vorzulegen. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
E. I. 2686. v. Capelle. 


Nr. 351. 
Löhnungsaufbeſſerung. 
Berlin, den 12. Dezember 1917. 


Die nachſtehend genannten Unteroffiziere und Mannſchaften erhalten vom 21. Dezember 1917 
ab folgende Löhnung: 


1. der Matrofen-, 


Vizefeldwebel. 
Obermuut . 
Maat 
Obermatroſe. 
Matroſe 
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Werft⸗ und Torpedodiviſionen, der Matrofenartilleric- 
abteilungen und ſonſtige Löhnungsempfänger, ſoweit ſie nicht 


beſonders aufgeführt ſind. 
Monatslöhnung a. 
MH 


0 dig im 9400 an, 
gleichen Range 6g“ 12 45. 
ſtehenden 9600 Kleider⸗ 


Mannſchaften 33.00 geld 


2. der Marineinfanterie. 
Monatslöhnung a. 


Vizefeldwebel, Fähnrich, Sergeant und Unter⸗ 


offizier nach jähriger 
Sergeant, Unteroffizier 
ienſtzeit 5 
Sonſtiger ep 
Gefreiter 
Seefoldat . 


1. Fähnrich zur Seen. 


2. Seekadett (Seeoffizieranwärter) 


a) im Range der 


b) im Range der ee und 


Matroſen 


Dienſtzeit. 75,00 
u 54 ,Jühriger 


3 


3. Sonſtige Mannſchaften. 


Monatslöhnung b. 


M 
8400 ] einſchließ⸗ 
61.0 lief ee 
25.50 Kleider⸗ 
24.00 geld 


Monatslöhnung p. 
M 


69,00 


60,00 
42,00 
16,50 und 
15,00 62 —9 


. Monatslöhnung 81 (einfchließlich 30. Kleidergeld). 


Monatslöhnung a. 


NM 
einſchließ⸗ 
Maate 57,00 li 
Kleider⸗ 
51,00 geld 


Monatslöhnung b. 
N 

3 | einſchließ⸗ 

51, lich 

. ö | Kleider ⸗ 

45,00 geld 


Die nicht genannten Unteroffiziere beziehen die bisherige Oöhnung weiter. 


Die Kriegs⸗Geldverpflegungsvorſchrift, 


fehriftlich zu berichtigen. 


CV. III. 18807. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 


v. Capelle. 


Nr. 352. 


Beilage 1, Seite 167/168 iſt hand- 


Unterſtützungen während des Krieges. 


Berlin, den 3. Dezember 1917. 


Die Verfügung vom 12. Auguſt 1916 (Marineverordnungsblatt Seite 208 Nr. 175) wird hiermit 
aufgehoben. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
In Vertretung. 


A. IIb. 15832. Hebbinghaus. 
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Urlaub nach dem neutralen Ausland. 
Berlin, den 9. Dezember 1917. 


Da die neutralen Länder zum Teil in den Reiſepäſſen Angaben über den Geburtsort des Paß⸗ 
inhabers verlangen, iſt bei Beantragung eines Reiſepaſſes gemäß Erlaß vom 27. Oktober 1917 
— A. Ib. 12556 (Marineverordnungsblatt Seite 298 Nr. 296) ſtets auch der Geburtsort des 
Reiſenden anzugeben. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 


In Vertretung. 
A. Ib. 14240. Hebbinghaus. 


Nr. 354. 
Privat⸗Fernſprech⸗Verkehr vom Feldheer nach der Heimat. 
Berlin, den 12. Dezember 1917. 


Vom 1. Dezember 1917 ab werden für die Angehörigen des Feldheeres und der außerhalb der 

Grenzen des Deutſchen Reiches befindlichen Teile der Marine in der Richtung vom Kriegsſchauplatz 

(Großes Hauptquartier, Operations-, Etappen- und beſetztes Gebiet) Privat⸗Ferngeſpräche 

nach der Heimat unter folgenden Bedingungen verſuchsweiſe zugelaſſen: 

1. Die Geſpräche ſind gebührenpflichtig. Die Höchſtdauer eines Geſprächs iſt 9 Minuten. 
Die Gebühr beträgt für jedes Geſpräch 1 Mark 50 Pf. 
2. Die Gebühren hat der Inhaber der angerufenen Sprechſtelle zu zahlen. 
3. Die Geſpräche ſind ausdrücklich als Privat-Feldgeſpräche an⸗ und weiterzumelden. 
Sie werden in der Reihenfolge nach den dringenden, jedoch vor den gewöhnlichen 
Privat⸗Geſprächen vermittelt. Die Anmeldung von dringenden Privat-Feldgeſprächen 
gegen die dreifache Gebühr und von X P-Gejprächen (Geſpräche, zu denen Perſonen 
Uach öffentlichen Fernſprechſtellen herbeigerufen werden) iſt nicht zuläſſig. 
4. Der Sprechverkehr iſt nur in wirklich dringenden Fällen zuläſſig. Die Kommando— 
behörden haben die genaueſte Befolgung dieſer Anordnung zu überwachen. Die dazu 

‚ erforderlichen Maßnahmen bleiben ihnen überlaſſen. 

. Zugelaſſen iſt nur die offene deutſche Sprache. Jede Fremdſprache und jede nicht 
allgemein verſtändliche Mundart ſowie alle verabredeten Ausdrücke und Redewendungen 
ſind verboten. 

6. Die Geſpräche dürfen keine Mitteilungen enthalten, die nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über den Brief- und Telegrammverkehr in Kriegszeiten auch in Briefen und 
Telegrammen nicht übermittelt werden dürfen. 

. Ein Anſpruch auf Privat⸗Geſpräche beſteht nicht, ſolange die Leitungen mit Dienſt⸗ 
Geſprächen belegt find. Auch werden Privat-Feldgejpräche nur inſoweit übermittelt, 
als eine Sprechverſtändigung mit den vorhandenen techniſchen Hilfsmitteln möglich iſt. 

8. Die Beſtimmungen finden auf die in Oſterreich- Ungarn, Italien, Rumänien und auf 
dem Balkankriegsſchauplatz verwendeten deutſchen Truppen keine Anwendung. 
9. In der Richtung von der Heimat nach dem Feldheer werden Brivat-Gefpräche nach wie 

A vor nicht zugelaſſen. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
In Vertretung. 
A. IV. 14778. Hebbinghaus. 
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Nr. 355. 
Verrechnung von Miet⸗ und Pachteinnahmen zugunſten des Kriegsfonds. 


Berlin, den 2. Dezember 1917. 


iet⸗ Pachteinnahmen aus Marinegebäuden oder ⸗grundſtücken, welche zu Laſten des Kriegs⸗ 
a 1 bn monde ſind in ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen unter III der Ver. 
fügung vom 9. September 1914 — E. I. a/b 2044, Anlage zu Ar. 24 des Marineverordnungsblattes 
1914 —, jo lange der Kriegsfonds noch offen iſt, demjenigen Titel des Kriegsjahresetats als 
Rückeinnahme zuzuführen, der die Erwerbskoſten getragen hat. 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 


In Vertretung. 
E. I. 2635. Brüninghaus. 


Nr. 356. 


Kriegsbeſoldung bei vorübergehenden Kommandos. 


Berlin, den 30. November 1917. 


Die Ziffer 1 der Urlaubsbeſtimmungen (Marineverordnungsblatt 1917 Seite 107 Nr. 123) findet 
vom 1. Dezember 1917 ab auch auf jede vorübergehende dienſtliche Abweſenheit von den Kampftruppen 
(dem Feldheere) ſiungemäß Anwendung. Demgemäß iſt die Kriegsbeſoldung a den vorübergehend 
Abkommandierten bis zum Ablauf des auf den Kommandoantritt folgenden Monats unverkürzt zu 
zahlen, von da ab richtet ſie ſich nach dem am Kommandoorte zahlbaren Satze. 

Bei der Rückkehr wird die Kriegsbeſoldung a, ſofern die Zahlung nach vorſtehendem 
unterbrochen war, gemäß dem vorletzten Abſatze der Vorbemerkung 1 zu Beilage 1 der Kriegs⸗ 
Geldverpflegungsvorſchrift tageweiſe wiedergewährt. 

Für Gehalts- und Löhnungsempfänger, die einem andern Marineteil ausdrücklich über⸗ 
wieſen werden, gilt vorſtehendes nicht. In dieſem Falle wird ſtets die bei dem neuen Marineteil 
zahlbare Beſoldung gewährt. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 


In Vertretung. 


CV. III. 17810. Dr. Schramm. 
Nr. 357. 
Ausweis für Zivilbegleiter von Privatgut für die Militärverwaltung. 
Kriegsminiſterinum. N | 
Allgemeines Kriegs⸗Deparkement. Berlin, den 20. November 1917. 
Nr. 579/11. 17. AR. 8 


Zivilperſonen, die Privatgut für die e auf der Eiſenbahn begleiten, iſt in jedem 
Fall von der den Transport veranlaſſenden Militärbehörde ein Ausweis nach folgendem Muſter 
auszuſtellen: 
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Inhaber dieſes Ausweiſes hat auf Veranlaſſung der unterzeichneten Militärbehörde 


am eine Sendung Privatgut für die Militärverwaltung 
von nach zu begleiten. 
den 191 
(Militärbehörde) 
Unterſchrift 
(Stempel) Dienſtgrad 


Truppenteil 


Im Auftrage: Fleck. 


Berlin, den 6. Dezember 1917. 
Vorſtehende Anordnung wird zwecks gleichmäßiger Beachtung zur Kenntnis der 
Marine gebracht. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
In Vertretung. 
CV. II. 18537. Dr. Schramm. 


Nr. 358. 
Offizierſtellvertreter. 
Berlin, den 6. Dezember 1917. 
Der erſte Satz in Ziffer 6 der Anlage 9 zu $ 27 der Marineordnung wird durch folgenden 
Wortlaut erſetzt: 


„Die Offizierſtellvertreter werden mit ihrer Dienſtgradbezeichnung (Oberſteuermann, 
Obermaſchiniſt, Feldwebel uſw.) dienſtlich angeredet. Sie ſind in und außer Dienſt Vorgeſetzte 
ſämtlicher Unteroffiziere und Mannſchaften mit Ausnahme der Oberdeckoffiziere und Deckoffiziere, 
der Obermuſikmeiſter und Mufikmeiſter, der Feldunterärzte und Feldunterveterinäre, der Ober⸗ 
wachtmeiſter und Wachtmeiſter der Feldgendarmerie ſowie der in Stellen von Sanitätsoffizieren, 
Veterinäroffizieren, oberen Militär- und mittleren Zivilbeamten verwendeten Stellvertreter.“ 

Die Anderung der Marineordnung erfolgt gelegentlich der Herausgabe von Deckblättern. 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 


A. Ic. 12168. Heuſer. 
Nr. 359. 
Urlaubsausweiſe für Mannſchaften in wirtſchaftlichen Betrieben. 
Kriegsminiſterium. 
Nr. 2980/8. 17. A 2. Berlin. den 8. November 1917. 


Mannſchaften, die zu ſtaats⸗ oder privatwirtſchaftlichen Betrieben abkommandiert oder beurlaubt 
ſind, dürfen ohne Erlaubnisſchein ihres Truppenteils uſw. nicht nach anderen Orten auf Urlaub 
fahren. Auch iſt es unzuläſſig, ſolche Mannſchaften für derartige Zwecke mit Reiſeausweiſen ihrer 
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Arbeitsſtelle zu verſehen. Vielmehr ſind nur die zuſtändigen Truppenteile oder militäriſchen 
Behörden — in Sonderfällen auch die Garniſonkommandos (Erlaß vom 21. März 1917. —- 
Nr. 2621/2. 17. A 2 —) — berechtigt, den erwähnten Mannſchaften Urlaubsſcheine auszuſtellen. 

Die in Betracht kommenden Mannſchaften ſind hierüber zu belehren und darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß ſie ohne ordnungsmäßigen Urlaubsſchein von der Bahnhofswache angehalten und 
an der Fortſetzung der Reiſe gehindert werden. 5 


Im Auftrage: Grautoff. 
Berlin, den 29. November 1917. 
Vorſtehender Erlaß findet auch auf Marinemannſchaften Anwendung. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 


F. 30360. Erler. 
Nr. 360. 
Verhütung von mißbräuchlicher Verwendung geſtempelter Frachtbriefe. 
Kriegsminiſterium. Berlin, den 28. November 1917. 


Nr. 2031/10. 17. AE. 
a. Adreſſe. 


1. Zur Geheimhaltung der Kriegsgliederung iſt bei Sendungen zum Feldheer grund⸗ 
ſätzlich die Beſtimmungsſtation (Weiterleitungsſtelle, Hilfsweiterleitungsſtelle) auf den Begleitpapieren 
von der militäriſchen Frachtbriefprüfungsſtelle, nicht vom Abſender, auszufüllen (ſ. Ziffer 5 des 
Merkblatts für die Beförderung von Gütern zum Feldheer auf der Eiſenbahn). 

2. Beſtimmungsort und Heeresverband dürfen nicht zuſammen auf der Adreſſe an⸗ 
gegeben werden (. Merkblatt für die Beförderung von Gütern zum Feldheer auf der Eiſenbahn, 
S. 6 und 18). 

b. Stempelung. 

Dienſtſtempel, nicht Briefſtempel, iſt zur Unterfertigung der Frachtbriefe und der Ver⸗ 

merke (8 32 Militär⸗Transportordnung) auf den Frachtbriefen zu verwenden. 


b. Namensunterſchrift. 
Hierbei iſt zu unterſcheiden zwiſchen der Unterſchrift, für die die bloße Anfangschiffre in 
keinem Falle genügt, unter dem Frachtbrief (S 56 (10) Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung) und der Unter⸗ 
ſchrift unter dem Stundungsvermerk (§ 32, 11 und ie Militär⸗Transportordnung). 


J. Unterſchrift unter dem Frachtbrief. 


Hierfür genügt die gedruckte oder geſtempelte Angabe der abſendenden Dienſtſtelle unter 
Beidrückung des Dienſtſtempels (§ 56 (1) Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung). Die Unterſchrift eines 
Offiziers oder eines anderen Beauftragten der Dienſtſtelle iſt nicht notwendig. 


II. Unterſchrift unter dem Stundungsvermerk. 


Der Stundungsvermerk muß unter Angabe von Dienſtgrad und Truppenteil unterſchrieben 
und mit Dienſtſtempel verſehen werden. Eine gedruckte oder geſtempelte Unterzeichnung genügt nicht. 

Dagegen iſt nicht notwendig, daß die Unterſchrift des Stundungsvermerks von einem 
Offizier oder oberen Militärbeamten vollzogen wird. Zur Unterſchrift des Stundungsvermerks ſind 
vielmehr alle Perſonen berechtigt, die von ihrer Dienſtſtelle hierzu ſchriftliche Vollmacht erhalten 
haben. Die Verantwortung für die Richtigkeit des Stundungsvermerks trägt aber auch in dieſem 
Fall der Kommandeur (Vorſtand) der betreffenden Dienftftelle. 
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Frachtbriefduplikate (§ 455 Handelsgeſetzbuchs, §S 61 Eiſenbahn-Verkehrsordnung) find 
wie Frachtbriefe zu behandeln; es genügt aber, wenn der Stundungsvermerk auf dem Duplikat 
nur in Abſchrift wiedergegeben iſt. g 

Zur Verminderung des Schreibweſens und zur Einſchränkung des Papierverbrauchs wird 
empfohlen, ſoweit es die dienſtlichen und örtlichen Verhältniſſe geſtatten, ſtatt der Duplikatfracht⸗ 
briefe Verſandbücher nach Art der bei Speditionsfirmen üblichen einzuführen. 


d. Abgabe des Stundungsvermerks auf den Frachtbriefen. 


Um die Militärverwaltung vor ungerechtfertigter Zahlung zu bewahren, iſt von der Bei- 
fügung des Stundungsvermerks abzuſehen, wenn nach dem Vertrag mit dem Lieferer dieſer frei 
Empfangsort zu liefern hat. 

Die Beförderungsgebühren für Privatgut der Militärverwaltung dürfen grundſätzlich nur 
dann geſtundet werden, wenn feſtſteht, daß ſie der Militärverwaltung zur Laſt fallen. 


e. Verausgabung unausgefüllter, geſtempelter Frachtbriefe an Lieferer und Maßnahmen zur 
Verhütung von mißbräuchlicher Verwendung geſtempelter Frachtbriefe. 


Verboten iſt: 


1. die Ausgabe unausgefüllter Frachtbriefe, die mit Prüfungsvermerk der militäriſchen 
Frachtbriefprüfungsſtellen verſehen ſind, 

2. die Ausgabe von ungeprüften, unausgefüllten, geſtempelten Frachtbriefen an Private 

für Sendungen an immobile Stellen innerhalb Deutſchlands. 

Nur dem Kommandeur (Vorſtand) einer Dienſtſtelle iſt geſtattet, im Intereſſe der 
beſchleunigten Abwickelung des Nachſchubverkehrs nach pflichtmäßigem Ermeſſen Aus- 
nahmen von dem allgemeinen Verbot anzuordnen, wenn die Erfüllung folgender Bedingungen 
ſicher gewährleiſtet iſt: 

1. Durchnumerierung der unausgefüllten geſtempelten Frachtbriefe. 

2. Abrechnung mit den Lieferern auf Grund einer von den Firmen einzuſendenden 

. monatlichen Nachweiſung. 

3. Rückgabe der nicht gebrauchten oder nicht brauchbaren Frachtbriefe ſeitens der Lieferer. 

4. Nach Möglichkeit Vordruck des Inhalts der Sendung, z. B. Zement, Wegebauſtoffe. 

5. Vordruck der Adreſſierung auf den Frachtbriefen, z. B. 


An die Weiterleitungsſtelll e 
An die Königliche w eme 


6. Sorgfältige Prüfung und Vergleichung der zurückgegebenen Frachtbriefduplikate mit 
den von den Firmen eingereichten Rechnungen. 


„Im übrigen wird auf die Beachtung der vom Stab des Kriegsamts im Benehmen mit 
den beteiligten Dienftftellen erlaſſenen „Richtlinien für den Verſand von mittelbaren und unmittel- 
baren militäriſchen Gütern“ vom 10. Juni 1917 — Stab M 3d, 26863/5. 17. K — hingewieſen. 


Jut Auftrage: v. Wrisberg. 


Berlin, den 8. Dezember 1917. 
Vorſtehender Erlaß wird zwecks gleichmäßiger Beachtung zur Kenntnis der Marine gebracht. 
Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 


Im Auftrage. 
CV. II. 18623. Reuter. 
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Nr. 361. 
Schadenerſatzanſprüche aus dem Eiſenbahnfrachtverkehr. 
Algemeines, rien Departement Berlin, den 28. November 1917. 


Nr. 2679/9. 17. AE. 


1. Es ſind wiederholt Fälle zur Sprache gekommen, in denen Bahnſendungen an⸗ 
ſcheinend beraubt waren, Schadenerſatz von der Bahnverwaltun aber nicht erlangt oder nicht 
mehr gefordert werden konnte, weil die Beſtimmungen der Eiſen ahn- Verkehrsordnung oder des 
S 438° des Handelsgeſetzbuchs (Reichs⸗Geſetzbl. für 1897 S. 326) nicht beachtet waren. 

Die Eiſenbahnverwaltungen haben ſich in einzelnen Fällen auf den S 61 () der 
Eiſenbahn-Verkehrsordnung berufen, der lautet: 2 5 . 

Bei den vom Abſender verladenen Gütern dienen die Angaben des Fracht⸗ 
briefes über das Gewicht und die Anzahl der Stücke nur dann als Beweis gegen 
die Eiſenbahn, wenn fie die Stücke nachgewogen oder nachgezählt und dies im Fracht- 
brief beurkundet hat. 


Hierauf haben die Eiſenbahnverwaltungen auch dann hingewieſen, wenn vorher das 
Nachwiegen oder Nachzählen von ihnen abgelehnt worden war. 0 25 

Deshalb muß fortan die Feſtſtellung der Stückzahl oder des Gewichts von Militärgut, 
die nach der militäriſchen Ausführungsbeſtimmung 89 Ziffer 2 zur Militär⸗Transport⸗Ordnung 
grundſätzlich der abſendenden Militärbehörde obliegt, in einwandfreier Weiſe erfolgen. Dieſer 
Forderung wird genügt, wenn hierüber eine kurze Verhandlung aufgenommen und von 2 Perſonen 
unterzeichnet wird, die bei den Akten aufzubewahren iſt. 


2. In anderen zur Sprache gekommenen Fällen konnte Schadenerſatz nicht gefordert 
werden, weil die Empfangsſtellen das Gut angenommen und beim Landfrachtvertrag auch die 
Fracht bezahlt, die Vorausſetzungen für eine Geltendmachung des Schadens aber nicht erfüllt 
hatten. In dieſer Beziehung wird auf § 438 des Handelsgeſetzbuches und § 97 der Eifenbahn- 
Verkehrsordnung ſowie, betreffs der Binnenſchiffahrt, auf 8 61 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes ver⸗ 
wieſen. 

Daraus ergibt ſich: 


a) Iſt die Beſchädigung oder Minderung des Gutes bei der Annahme äußerlich erkennbar, 
fehlen alſo z. B. einige der abgeſandten Stücke, fo iſt die Feſtſtellung der behaupteten 
Mängel durch amtlich beftellte Sachverſtändige, deren einer genügt, ſogleich zu ver⸗ 
anlaſſen und das Gut grundſätzlich erft anzunehmen, nachdem die Feſtſtellung ſtatt⸗ 
gefunden hat. Im Eiſenbahnverkehr kann die Unterſuchung des Gutes auch durch 
die Eiſenbahn ſelber von Amts wegen oder auf Veranlaſſung des Verfügungs⸗ 
berechtigten unbeſchadet des vorerwähnten Verfahrens gemäß 88 82, 83 der Eisenbahn. 
Verkehrsordnung geſchehen. Eine Ausnahme von dieſem Verfahren darf nur dann 
gemacht werden, wenn es nach dem ganzen Befund unzweifelhaft iſt, daß der Mangel 
nicht während des Transports entſtanden iſt, ſo daß ein Erſatzanſpruch gegen die 
Frachtführer ausgeſchloſſen iſt. 

Iſt die Beſchädigung oder Minderung des Gutes bei der Annahme nicht erkennbar, 
ſo iſt unverzüglich nach der Entdeckung und ſpäteſtens binnen einer Woche nach der 
Annahme ſchriftlich bei dem amtlich beſtellten Sachverſtändigen oder nach § 488 der 
Zivil-Prozeß Ordnung bei dem zuſtändigen Gericht (8 486 Zivil⸗Prozeß⸗Ordnung) die 
beben des Mangels zu beantragen. Unverzügliche Anzeige an den Frachtführer 
iſt geboten. 

Im Eiſenbahnverkehr iſt nach § 97 (a) der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung un- 
verzüglich und innerhalb der erwähnten Friſt entweder ſchriftlich bei der Eiſenbahn 
eine nach § 82 der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vorzunehmende Unterſuchung oder bei 
Gericht die Beſichtigung des Gutes durch Sachverſtändige zu beantragen. 
Entſchädigungsanſprüche gegen die Eiſenbahn wegen überſchreitung der Lieferfrift 
ſind ſpäteſtens am vierzehnten Tage, den Tag der Annahme nicht mitgerechnet, 
ſchriftlich anzubringen (8 97 () Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung). 

Hierbei iſt jedoch zu beachten, daß 


b 


© 


— 
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a) im Bereich der den Betrieb nach dem Militärfahrplan führenden Eiſen⸗ 
bahnen die Eiſenbahnverwaltungen nicht für same Lieferfriſt haften 
($ 50 Ziffer 6i Militär⸗Transport⸗Ordnung) und 

3) durch Verfügung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts vom 10. Auguſt 1914 
ſämtliche Lieferfriſten der Eiſenbahn-⸗Verkehrsordnung auf Kriegsdauer 
außer Kraft geſetzt ſind. 

Die Verfügung zu 3 ändert jedoch nichts an den Beſtimmungen im F 406 
des Handelsgeſetzbuchs, wonach die Eiſenbahn für den durch die Lieferfriſtüberſchrei⸗ 
tung entſtandenen Schaden haftet, wenn fie die als Frachtführer anzuwendende ge- 
hörige Sorgfalt außer acht gelaſſen hat. 

In allen Fällen iſt der zuſtändigen Intendantur das Vorkommnis ſo zeitig zu 
berichten, daß dieſe das Weitere zur Verhütung der Verjährung veranlaſſen kann, 
Die Verjährung tritt mit Ablauf eines Jahres ein. 

d) Im Seeſchiffahrtsverkehr ſind die 88 608, 609 des Handelsgeſetzbuchs und vor allem 
der Inhalt der Konnoſſemente zur Wahrung der Erſatzanſprüche gegen den Verfrachter 
zu beachten. 

3. Auf den im Militärbetrieb befindlichen Bahnen des beſetzten Gebiets wird eine Haftung 
für Verluſt, Minderung und Beſchädigung des Gutes ſowie für überſchreitung der Lieferfriſt nicht 
übernommen. 

Die Dienſtſtellen ſind hiernach mit Weiſung zu verſehen. 


Im Auftrage: Fleck. 


Berlin, den 9. Dezember 1917. 
Vorſtehende Anordnung wird zwecks gleichmäßiger Beachtung zur Kenntnis der Marine 


gebracht. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 
CV. II. 18622. Reuter. 


Nr. 362. 
Löhnungszuſchuß. 
Berlin, den 12. Dezember 1917. 


Die Löhnungszuſchüſſe für Unteroffiziere des Friedensſtandes mit Familie (Marineverordnungs⸗ 
blatt 1917 Seite 226 Nr. 222) werden mit Wirkung vom 1. Juli 1917 ab wie folgt feſtgeſetzt: 


I. bei gemeinſamer Haushaltsführung: 


a) für Familien ohne Kinder täglich 0,80 l. 
b) „ 25 mit 1 Kinde „ 1,30 „ 
Con „ 2 Kindern „ 1.80 „ 
d) „ jedes weitere Kind 1 0,60 „ 
II. bei getrennter Haushaltsführung: 
a) für Familien ohne Kinder täglich 1.60 4. 
b) „ 7 mit u Kinde „ 2,10 „ 
c) „ „ 2 Kindern „ 2,60 „ 
d) „ jedes weitere Kind 45 0,60 „ 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
er Im Auftrage. 
CV. III. 18783. Reuter. 


% 
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Perſonalveränderungen. 


a. Ernennungen, Beförderungen, 
Derfegungen uſw. 
(A. K. O. v. 30. 11. 1917.) 
Den Charakter als marine⸗Stabszahl⸗ 
meiſter erhalten: \ 
Marine-Oberzahlmeiſter 
Kipp, Paepcke, Heyde, Bahn. 


Befördert: 
(A. K. O. v. 5. 12. 1917.) 
Zu Torpeder-Leutnants der Seewehr II: 
Obertorpeder a. D. 
William, zuletzt vom Minendepot Geeſtemünde. 
Wencker, zuletzt vom Weinendepor Enxhaven, 
Krauſe, zuletzt vom Minendepot Friedrichsort; 
zum Torpeder-Leutnant der Seewehr l: 
Obertorpeder 1 
Stahlberg, zuletzt vom Minendepot Friedrichsort; 
zum Torpeder-Leutnant der Seewehr II: 
Obertorpeder der Seewehr II 

Gollert, zuletzt vom Minendepot Curhaven. 

Den Charakter erhalten: 

Als Feuerwerks-Oberleutnant: 
Feuerwerks⸗Leutnaut a. D. (3. Zt. 3. D.) 
Hillemann, zuletzt vom Munitionsdepot Dietrichs⸗ 

b dorf. 
Ernannt: 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 28. 11. 1917.) 
Oppenheimer, Diplom⸗Jugenieur, zum Marines 
Bauführer des Schiffbaufaches. 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 7. 12. 1917.) 
Neſſenius, Preußiſcher Gerichtsaſſeſſor, zum 
Marine-Intendantur-Aſſeſſor. 
Titelverleihungen: 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 5. 12. 1917.) 
z Marine⸗Intendanturſekretariats⸗ 
ene aſſiſtenten, den Titel „Marine: 
zent J Intendanturſekretär“, 
Suſen J Marine-Intendanturkanzliſten, den Titel 
Heiden J „Kanzleiſekretär“ erhalten. 


Kommandiert: 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 18. 11. 1917.) 
Krauſe, Marine⸗Schiffbaumeiſter von der Werft 
Danzig, zum Seeflugzeug-Verſuchs⸗ 
kommando Warnemünde, 
Leiß, Marine⸗Schiffbaumeiſter von der Werft 
Wilhelmshaven, zur Werft Danzig. 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 17. 11. 1917.) 
Mendelsſohn, Marine⸗Schiffbaumeiſter, mit dem 
26. November 1917 unter Aufhebung 
des Kommandos zur Werft Danzig, zur 
Germaniawerft Gaarden-Kiel. 


b. Abſchiedsbewilligungen. 
(A. K. O. v. 5. 12. 1917.) 
Der Abſchied mit der geſetzlichen pen⸗ 


fion und der Ausficht auf Anſtellung im 
Sivildienſt bewilligt: 


Dem Marine-Stabszahlmeiſter 
Nöper. 
mit der geſetzlichen Penfion in den 
Ruheſtand verfeßt: 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 25. 11. 1917.) 
Lange, Werftinſpektor. 


c. Ordensverleihungen. 


(A. K. O. v. 30. 11. 1917.) 
Das Ritterkreuz des Königlichen Haus-Ordens 
von Hohenzollern mit Schwertern: 
Wendlandt (Sans Hermann), Oberleutnant zur See. 


(A. K. O. v. 1. 12. 1917.) 

Das Ritterkreuz des Königlichen Haus⸗Ordens 
von Hohenzollern mit Schwertern: 
Lützow (Friedrich) | 

Woſſidlo 
Schneider (Carl) 
Schuſter (karl). Kapitänleutnant; 

das Militärverdienſtkreuz: 
Dorn (Ernſt). Obermaſchiniſt. 


Korvettenkapitäne: 


(A. K. O. v. 4. 12. 1917.) 
Den Orden pour le mérite: 
Behncke, Vizeadmiral. 
v. Roſenberg (Hugo), Fregattenkapitän: 
die Schwerter zum Noten Adlerorden 2. Klaſſe 
mit Eichenlaub und den Stern mit Schwertern 
zu dieſem Orden: 
Schrader, Vizeadmiral; 
den Stern mit Schwertern zum Noten 
Adlerorden 2. Klaſſe mit Eichenlaub und 
Schwertern: 


en N Vizeadmirale; 


den Roten Adlerorden 2. Klaſſe mit Eichen- 
laub und Schwertern: 


v. Reuter 18 R 
\ Kontreadmirale; 


Seiferling f 
die Schwerter zum Königlichen Kronenorden 
2. Klaſſe: 

Meurer, Kontreadmiral, 
Starke, Kontreadmiral z. D.; 
den Königlichen Kronenorden 2. Klaſſe 
mit Schwertern: 
Varrentrapp, Kapitän zur See, 
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v. Bülow (Friedrich), Kapitän zur See, Flügel⸗ 
adjutant Sr. Majeſtät des Kaiſers und 
Königs, 

Röſing (Bernhard) 

Heinrich 

v. Fiſcher⸗Loßainen 

Retzmann 

Stoelzel 

Gygas 

Weniger 

den Königlichen Kronenorden 2. Klaſſe mit 

Schwertern am zweimal ſchwarz⸗ und dreimal 

weißgeſtreiften Bande: 
v. Leſſel, Kapitän zur See: 


das Ritterkreuz des Königlichen Haus⸗ 
Ordens von Hohenzollern mit Schwertern: 
v. Schlick 0 
82155 (Wilhelm) 
Frhr. v. Gagern | 
Wieting 
Hundertmarck 
Tegtmeyer 


Kapitäne zur See: 


Fregattenkapitäne, 


N Korvettenkapitäne. 


Nieden 


Heinecke | 


vethe Korvettenkapitäne, 
Faulborn 
Firle 
Stapenhorſt 
Doflein 
Zander 
Berthold 
Eltze 
Hengſtenberg (Theodor) 
v. Zitzewitz (Maximilian) 
v. der Marwitz 
Schulz (Vittor), 


Kapitäuleutnants, 


Leutnant zur See. 


(A. K. O. v. 7. 12. 1917.) 

Die Schwerter zum Großkomturkreuz des 
Königlichen Haus⸗Ordens von Hohenzollern: 
Adalbert, Prinz von Preußen. Königliche Hobeit. 

Korvettenkapitän: 
das Ritterkreuz des Königlichen Haus⸗ 

Ordens von Hohenzollern mit Schwertern: 

Hillebrand (Leo), Kapitänleutnant. 


Benachrichtigungen 


über 


Verſchiedenes. 


Offizierheim Taunus. 


Das Offizierheim Taunus in Falkenſtein im Taunus iſt vom 15. 


31. Januar 1918 geſchloſſen. 


Todesfälle. 
Heinrichs, Werftſchiffsführer, am 24. November 1917 in Kiel geſtorben. 


Dezember 1917 bis einſchließlich 


1 


— 


‘ 


